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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungs vertragen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Ände- 
rung der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 zur Aufstellung 
allgemeiner Regeln für die Erstattungen bei der Ausfuhr 
auf dem Zuckersektor in Bezug auf die Berichtigung der 
Erstattung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. April 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
betreffend die Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 zur 
Aufstellung allgemeiner Regeln für die Erstattungen bei der 
Ausfuhr auf dem Zuckersektor in Bezug auf die Berichtigung 

der Erstattung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70^), insbe- 
sondere auf Artikel 17 Absätze 2 und 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 des 
Rates vom 18. Juni 1968 zur Aufstellung allgemeiner 
Regeln für die Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem 
Zuckersektor ^), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2488/69^), sieht eine strikte An- 
passung der im voraus festgesetzten Ausfuhrerstat- 
tung vor, wenn im Laufe des Zeitraumes der Vor- 
ausfestsetzung eine Änderung bestimmter gemein- 
schaftlicher Zucker- oder Melassepreise eintritt. 
Diese Bestimmung hat sich als zu starr erwiesen. Es 
ist daher erforderlich, die Vorschriften des Ar- 
tikels 12 zu ändern, um eventuell eine Anpassung 
zu ermöglichen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 wird 
durch den folgenden Text ersetzt: 


„Artikel 12 

Wenn im Laufe des Zeitraumes zwischen: 

— dem Antrag auf die unter den Bedingungen des 
Artikels 11 Absatz 2 anwendbare Erstattung 

oder 

— dem Zeitpunkt des Ablaufs der Einreichungsfrist 
der Angebote, falls es sich um eine durch eine 
Ausschreibung festgesetzte Erstattung handelt, 

und der Ausfuhr eine Änderung der auf Grund der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG festgesetzten Zucker- 
oder Melassepreise eintritt, kann eine Berichtigung 
des für die Erstattung festgesetzten Betrages vor- 
gesehen werden." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach dem Tag ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 25. Juni 1968, S. 6 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 15. Dezember 1969, S. 12 


Brüssel, den 

Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 

Dieser Vorschlag zielt darauf ab, die automatische 
Anpassung der Ausfuhrerstattungen, die gegen- 
wärtig auf dem Zuckersektor vorgesehen ist, im 
Falle der Änderung des Interventionspreises aufzu- 
heben und diese Anpassung durch Vorschriften mit 
fakultativer Anwendung zu ersetzen. Diese Vor- 
schriften sollen es gestatten, die Maßnahmen zu 
treffen, die nach Stellungnahme des Verwaltungs- 
ausschusses in einer solchen Situation geeignet er- 
scheinen. Die neuen Zudcerpreise, die demnächst 
vom Rat festgesetzt werden, rufen wirtschaftliche 
Aspekte hervor, die es unbedingt notwendig ma- 
chen, über die vorgeschlagenen Maßnahmen zu ver- 
fügen. Aus der Annahme dieser Maßnahmen er- 
wächst keinerlei Änderung der gegenwärtigen 
gemeinschaftlichen finanziellen Lasten. 
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